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Aus der Parlamentswahl am 16. Oktober 2016 – der vierten seit Erlangen der Unabhängig-
keit zehn Jahre zuvor – ging wie erwartet die Demokratische Partei der Sozialisten (DPS)
Montenegros von Premierminister Milo Đukanović als Sieger hervor. Zum ersten Mal trat
die DPS dabei nicht mit der Sozialdemokratischen Partei (SDP) auf einer gemeinsamen
Liste – Europäisches Montenegro – an. Dadurch erzielte die DPS zwar mit 41,4 Prozent
ihr  bisher  schlechtestes  Ergebnis,  kann  aber  weiterhin  die  Regierung  stellen.  Neuer
Premierminister wurde mit den Stimmen der Minderheitenparteien der Albaner, Bosnier
sowie der Kroaten und der Sozialdemokraten Montenegros – einer Abspaltung der SDP –
Duško Marković. Überschattet wurde die Wahl von einem Putschversuch, dessen Hinter-
gründe noch nicht aufgeklärt sind.

Putschversuch und NATO-Beitritt

Die DPS erklärte die Parlamentswahl auch zu einer Abstimmung über den umstrittenen
geplanten Beitritt zur NATO. Ein Referendum hierzu hat Đukanović wohl auch aufgrund
eines unsicheren Ausgangs nicht angesetzt. Insbesondere die serbische Minderheit lehnt
den Beitritt ab. Zudem befürchtete man eine Beeinflussung durch die russische Regierung,
die eine Erweiterung des nordatlantischen Bündnisses als Provokation auffasst. Am Wahl-
tag verhaftete die Polizei dann 20 serbische und montenegrinische Extremisten, denen ein
versuchter Umsturz sowie die Planung, den Premierminister festzusetzen (beziehungswei-
se zu ermorden), vorgeworfen wird. Dadurch sollte der als prorussisch geltenden und sich
gegen den Beitritt zur Europäischen Union sowie NATO positionierenden Demokratischen
Front (DF) zum Wahlsieg verholfen werden. Die DF kam jedoch nur auf etwa die Hälfte
der Stimmen der DPS. Während Đukanović Moskau hinter dem Putschversuch vermutet,
warf die Opposition der Regierung eine Inszenierung vor.1 Unabhängig von den Hinter-
gründen ist das Land politisch tief gespalten. Das Angebot des neuen Premierministers,
sich an der Regierung zu beteiligen, lehnten die entsprechenden Parteien ab. Jedoch dürfte
der durch die DPS propagierte Neustart somit nicht radikal ausfallen, denn Marković leite-
te  den 2005 neu eingerichteten nationalen Sicherheitsdienst  und gehörte seit  2010 mit
wechselnden Portfolios der Regierung als Minister an. Im Juni erfolgte dann der Beitritt
zur NATO, was unmittelbar mit einem Importverbot, unter anderem von Wein, von Russ-
land beantwortet  wurde.  Premierminister  Marković  erlangte  auf  dem Gipfeltreffen  des
nordatlantischen Verteidigungsbündnisses dann auch unfreiwillig Aufmerksamkeit, als er
durch den US-amerikanischen Präsidenten Donald Trump beim Fototermin brüsk zur Seite
geschoben wurde.

1 Norbert Beckmann-Dierkes et al.: Alter Kurs – Neue Gesichter. Regierungsbildung in Montenegro, in:
Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.): Länderberichte, Belgrad 2016.
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Die Erweiterung der Europäischen Union 

Stagnierender EU-Beitritt 

Der im November 2016 veröffentlichte Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission
attestiert Montenegro nur einen mäßigen Fortschritt in fast allen Bereichen im vergange-
nen Jahr.  Es konnten keine neuen Kapitel geschlossen werden, dafür wurden aber vier
neue eröffnet: Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (Kapitel 11), Lebensmittelsicher-
heit,  Veterinärpolitik  und  Pflanzenschutz  (12),  Fischerei  (13)  sowie  Sozialpolitik  und
Beschäftigung  (19).  Damit  sind  nun  26  der  31  Kapitel  eröffnet  und  zwei  vorläufig
geschlossen.  Die  größte  Herausforderung  dürfte  die  Entpolitisierung  des  öffentlichen
Dienstes darstellen. Posten werden weiterhin nach Parteibuch vergeben und die seit 25
Jahren ununterbrochen regierende DPS nimmt damit enormen Einfluss auf alle staatlichen
Institutionen. Weiterhin problematisch bleibt die Pressefreiheit. Hier ist laut Kommission
kein Fortschritt erzielt worden. Der neue Premierminister hat dezidiert Maßnahmen ange-
kündigt, die Pressefreiheit zu gewährleisten, schränkte dabei aber zugleich ein, dass man
sich nicht durch Journalisten unter Druck setzen lassen werde. Auch die Diskriminierung
von Minderheiten, insbesondere der Roma, gibt weiterhin Anlass zur Beunruhigung. Der
Kampf gegen Korruption und das organisierte Verbrechen stagniert ebenso.2 Das Wirt-
schaftswachstum setzt seinen positiven Trend der vergangenen Jahre fort, allerdings bleibt
abzuwarten, wie nachhaltig dies sein wird.  Die guten Zahlen – die Prognose geht von
einem Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts um 3,3 Prozentpunkte für das Jahr 2017
aus – werden auch durch eine hohe Neuverschuldung gestützt. Zudem ist noch nicht abzu-
sehen, wie sehr sich die Verschlechterung der Beziehungen zu Moskau durch den NATO-
Beitritt auf Podgorica auswirken wird. 

Ausblick

Ob der neue Premierminister Marković das Ziel, bis 2019 alle Beitrittskapitel zur Europä-
ischen Union abgeschlossen zu haben, erreichen kann, wird insbesondere davon abhängen,
wie sehr Đukanović auf das Tagesgeschäft einwirken wird. Bereits jetzt gibt es Spekulatio-
nen über seine erneute Kandidatur als Staatspräsident im Jahr 2018. Aber auch ohne offizi-
elles Amt gilt es als unwahrscheinlich, dass er seinen Einfluss nach 25 Jahren als Premier
beziehungsweise Präsident auf die Politik des kleinen Adriastaates nicht geltend machen
wird.  Mit  dem NATO-Beitritt  wurde  ein  langjähriges  wichtiges  außenpolitisches  Ziel
verwirklicht. Die Integration in das nordatlantische Verteidigungsbündnis wirkt sich auch
positiv auf einige Bereiche – beispielsweise (Energie-)Sicherheit und Transport – bezüg-
lich des EU-Beitritts aus. Auch für die Region dürfte damit ein positives Zeichen gesetzt
sein. Allerdings sind noch große Anstrengungen notwendig, um auch das zweite Ziel, die
Mitgliedschaft in der Europäischen Union, zu erreichen.
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